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 / Extremismusprävention und politische Bildung: Zur Zunahme extremismuspräventiver 
Herangehensweisen und deren Auswirkungen auf die politische Bildung

Martin Haselwanter*

Zusammenfassung

Seit Mitte der 2010er-Jahre sind in Österreich verstärkt Anstrengungen feststellbar, als radikal oder extremistisch ausgemach-
ten Entwicklungen mittels Extremismusprävention zu begegnen. Politisch bildendes Agieren scheint in diesem Aufgabenfeld 
an Bedeutung zu verlieren. Zentrale These des vorliegenden Beitrags ist, dass derart schleichend eine Marginalisierung von 
Bildung qua Zunahme präventiver Herangehensweisen vonstattengeht. Aber woran liegt das und welche Auswirkungen hat die 
Zunahme extremismuspräventiver Herangehensweisen auf die politische Bildung? Eine Antwortmöglichkeit wird in handlungs-
logischen Unterschieden von Prävention und (politischer) Bildung gesucht.

Schlagwörter:  Extremismusprävention, politische Bildung, Marginalisierung von Bildung

 
Extremism prevention and political ”Bildung” 
On the increase in extremism-preventive approaches and their effects on political „Bildung”1

Abstract 

Since the mid-2010s, there have been increasing efforts in Austria to counter developments that have been identified as radical 
or extremist by means of extremism prevention. Political „Bildung” seems to be losing importance in this field. The central thesis 
of this article is that a creeping marginalisation of „Bildung” is taking place due to an increase in preventive approaches. What 
is the reason for this and what effects does the increase in extremism-preventive approaches have on political „Bildung”? One 
possible answer is sought in the action logical differences between prevention and (political) „Bildung”.

Keywords: Prevention of extremism, political “Bildung”, civic education, marginalisation of “Bildung”
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Extremismusprävention und politische 
Bildung: Zur Zunahme extremismuspräventiver 
Herangehensweisen und deren Auswirkungen auf 
die politische Bildung

Seit Mitte der 2010er-Jahre sind in Österreich inten-
siviert Anstrengungen feststellbar, als radikal oder 
extremistisch ausgemachten Entwicklungen mittels 
Extremismusprävention zu begegnen (Bundesweites 
Netzwerk Extremismusprävention und Deradikalisie-
rung o. J.: 5; Fabris 2019: 64ff.; Hofinger et al. 2021: 78; 
Klammer 2016: 212).

Der vorliegende Beitrag geht nach einer einfüh-
renden Klärung des Begriffs „Extremismus“ der Frage 
nach, welche Entwicklungen, (weiteren) begrifflichen 
Rahmungen, Aktivitäten und Maßnahmen das Feld 
der Extremismusprävention in Österreich kennzeich-
nen und welche Auswirkungen die Zunahme extremis-
muspräventiver Herangehensweisen auf die politische 
Bildung in- und außerhalb der Schule hat. Auf Grund-
lage einer analytischen Betrachtung von Dokumenten 
(Glaser 2013: 366f.) und relevanter Literatur werden 
ausgewählte extremismuspräventive Angebote ver-
schiedener Akteurinnen und Akteure kurz abgebildet. 
In der Folge wird ausgehend von handlungslogischen 
Reflexionen (Milbradt et al. 2019: 156f.; Höhne 2022: 83) 
nach Unterschieden von Prävention und (politischer) 
Bildung gefragt. Basierend auf der handlungslogisch 
begründeten These einer schleichend vonstattenge-
henden Marginalisierung von Bildung qua Zunahme 
präventiver Herangehensweisen werden anschließend 
Auswirkungen auf die politische Bildung diskutiert. 1  

 
1  Der Begriff Extremismus

Im Kontext der Verwendung des Begriffs „Extremis-
mus“ und des damit einhergehenden Extremismus-
ansatzes erscheint der politische Raum „als eine Linie, 
auf der ein großer Mittelbereich scharf von den linken 
und rechten Rändern abgegrenzt ist. Wahlweise wird 
von Vertreter(inne)n des Ansatzes auch das Bild des 
Hufeisens bemüht, dessen gerundeter Teil die legitime 
politische Mitte symbolisiert, wohingegen sich die als 

1 Diese These knüpft an Überlegungen an, die gegen 
Ende des Beitrags „Politische Bildung und Fußball in Öster-
reich – eine Spurensuche zwischen Marginalisierung und 
Prävention“ formuliert wurden (Haselwanter i. E.).

extremistisch bezeichneten Enden einander annähern, 
um so die vermeintliche Nähe der beiden Extreme 
rechts und links zu verdeutlichen.“ (Wiegel 2011: 223) 
Neben Uwe Backes ist Eckhard Jesse ein führender 
wissenschaftlicher Vertreter dieses Ansatzes (ebd.: 
229). Politischer Extremismus zeichnet sich für Jesse 
(2002) „dadurch aus, dass er den demokratischen Ver-
fassungsstaat ablehnt und beseitigen will“. Gerd Wiegel 
(2011: 229f.) problematisiert eine solche Betrachtungs-
weise, da damit „rechter und linker Extremismus in 
der Wahl seines Gegners (liberaler Verfassungsstaat) 
[…] als gleich“ erscheinen und „sich mit dieser Defi-
nition jede weitere inhaltliche Dimension“ erübrigt 
hat. Verkannt würden grundlegende Unterschiede, die 
sich etwa in demokratischen, menschenrechtlichen 
oder den sozialen Rechtsstaat betreffenden Positio-
nierungen fänden. Zudem existiere, um ein weiteres 
Differenzkriterium anzuführen, „keine wahllose linke 
Alltagsgewalt“ (ebd.: 227f.). „Hinter ,Extremismus‘ ver-
birgt sich nicht eine konkrete und fundierte Gefahr für 
die Demokratie, sondern ein Konzept, dass [sic!] sich 
dazu eignet, politische Gegner*innen teils willkürlich 
auszugrenzen“, folgert Dominik Feldmann (2023: 279).

Eine erstmalige amtliche Erwähnung findet der 
Extremismusbegriff im westdeutschen Verfassungs-
schutzbericht des Jahres 1974 (Seidel 2020: 90). Wis-
senschaftlich ist das Konzept umstritten (ebd.: 98). 
In Deutschland wurde und wird es „in erster Linie 
durch den Inlandsgeheimdienst [Verfassungsschutz] 
und durch die Bundeszentrale für politische Bildung 
popularisiert“ (ebd.). Je nach Modell kommen zu den 
Extremismen von rechts und links noch weitere hinzu 
(Feldmann: 2023: 105), etwa ein islamistischer.

Zwar versuchen einige Wissenschafter*innen und 
Praktiker*innen in Österreich (Grigori 2021: 8; Fabris/
Reicher 2021: 15f.; Weidinger 2014) basierend auf Ansät-
zen von Willibald Holzer, der in den 1990er-Jahren für 
das Dokumentationsarchiv des österreichischen Wider-
standes (DÖW) u. a. eine inhaltliche Bestimmung des 
Begriffs des Rechtsextremismus vorgelegt hat, „Ext-
remismus nicht als Ablehnung des demokratischen 
Verfassungsstaats [zu definieren], sondern als ein Phä-
nomen mit einem Bündel an Eigenschaften. Wesentli-
che ideologische Elemente sind die Vorstellung sozialer 
Ungleichheit, die als naturgegeben gedeutet wird, die 
Idee homogener Völker und Kulturen, Vorrang der 
(Volks-)gemeinschaft vor dem Individuum, gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit (Antisemitismus, 
antimuslimischer Rassismus, biologischer und/oder 
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kultureller Rassismus, Sexismus…) sowie ein autoritä-
res Staatsverständnis“ (Fabris/Reicher 2021: 16). Ange-
lehnt an Debatten in Deutschland dominiert jedoch 
auch in Österreich ein von den Sicherheitsbehörden 
vertretener Extremismusansatz. So heißt es im „Ver-
fassungsschutzbericht 2022“: „Allgemein werden unter 
,Extremismus‘ unterschiedliche politische Bestrebun-
gen, die sich offen gegen die Normen und Regeln des 
Verfassungsstaates wenden, definiert. […] Im Gesamt-
komplex Extremismus sind in Österreich – neben dem 
islamistischen Extremismus und Terrorismus – unter 
anderem folgende Teilphänomene besonders hervor-
zuheben: Rechtsextremismus, Linksextremismus sowie 
staatsfeindliche Verbindungen.“ (Bundesministerium 
für Inneres. Direktion Staatsschutz und Nachrichten-
dienst 2023: 15)

2 Extremismusprävention in Österreich

Das Thema „Extremismus“ ist in Österreich (in grö-
ßerem Ausmaß) Werner Prinzjakowitsch (2018: 23) 
folgend „[v]ergleichsweise spät, erst seit 2014 […] 
angekommen, vor allem auch in allen Medien. Vor-
dergründig geschieht das in Bezug auf junge Männer, 
meist mit, öfter auch ohne Migrationshintergrund, 
die ,sich radikalisiert‘ haben oder auch ,radikalisiert 
wurden‘ – je nach Interpretation – und bereit sind 
für ihre Ideologie/Religion Gewalt auszuüben, unter 
Umständen auch zu töten.“ Aus sicherheitspolitisch-
pädagogischer Perspektive finden die dazugehörigen 
Debatten, die sich (ursprünglich) vornehmlich auf 
den islamistischen Extremismus in seinen unter-
schiedlichen Ausprägungen fokussierten (Fabris 2019: 
67; Grigori 2021: 8; Klammer 2016: 213), in den vom 
Bundesministerium für Inneres (BMI) ausgehenden 
Aktivitäten ihren Widerhall.

Im Jahr 2016 richtete das damalige Bundesamt 
für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung 
(BVT) im BMI ein Referat für Prävention ein, auf 
dessen Initiative – nach Vorbild des Wiener Netz-
werks Demokratiekultur und Prävention (WNED) 
(Kucharowits 2020) – 2017 das BNED (Bundesweite 
Netzwerk Extremismusprävention und Deradikalisie-
rung) gegründet wurde (Fabris 2019: 64). Unter der 
Koordination der Nachfolgeorganisation des BVT, 
der Direktion Staatsschutz und Nachrichtendienst 
(DSN), stimmen sich gegenwärtig im Rahmen des 
BNED Vertreter*innen „aus unterschiedlichen Minis-
terien [inkl. des Bundesministeriums für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung], den Bundesländern, 
der Zivilgesellschaft, dem Städte- und dem Gemein-
debund sowie anlassbezogen Expertinnen und Exper-
ten aus Wissenschaft und Forschung in regelmäßigen 
Abständen zu strategischen Aspekten von Extremis-
musprävention und Deradikalisierung in Österreich 
ab“ (Bundesministerium für Inneres. Direktion Staats-
schutz und Nachrichtendienst o. J.) 2.  Die DSN bezeich-
net das BNED „als Meilenstein und europäisches 
Vorbildmodell von einzigartigem Charakter“ (ebd.). 
Als „strategische Grundlage für die koordinierte Maß-
nahmensetzung im Fachbereich“ und „als allgemeine 
Orientierungshilfe“ arbeitete das BNED im Jahr 2018 
die „Österreichische Strategie Extremismuspräven-
tion und Deradikalisierung“ aus (ebd.). Im Vorwort 
dieses richtungsweisenden Dokuments heißt es, dass 
„neben repressiven Methoden, die erst zum Zeitpunkt 
konkreter Gefahren einsetzen“, es „vor allem präven-
tiver Maßnahmen“ bedarf, „um Radikalisierung erst 
gar nicht entstehen zu lassen und Deradikalisierung 
voranzutreiben“ (Bundesweites Netzwerk Extre-
mismusprävention und Deradikalisierung o. J.: 3). 
„Radikalisierung“ wird in dem Papier als Prozess der 
Anpassung an eine Ideologie beschrieben, die auf eine 
grundsätzliche Veränderung des gesellschaftlichen 
Ordnungssystems abzielt. Betont wird dabei, dass „die 
reine individuelle Überzeugung einer radikalen Idee 
[…] in einem demokratischen Rechtsstaat nicht per 
se strafrechtlich relevant“ (ebd.: 21) ist. Gewalt wird 
als wesentliche Grenze zum Extremismus benannt, 
der als eine „,zum Äußersten‘ hin gerichtete politische, 
religiöse oder weltanschauliche Einstellung“ (ebd.) 
beschrieben wird, die „eine totale Veränderung des 
gesellschaftlichen Ordnungssystems“ (ebd.) anstrebt. 
Um „Extremismus in all seinen Erscheinungsformen 
im Blick zu haben“ (ebd.), verzichtet das Strategiepa-
pier „auf die Nennung einzelner Extremismusformen“ 
(ebd.). Als Gemeinsamkeit wird im Sinne des Extre-
mismusansatzes auf „die ablehnende Haltung gegen-

2 Neben sieben Ministerien, den neun Bundeslän-
dern, dem Städte- und dem Gemeindebund sowie der Bun-
desstelle für Sektenfragen ist auf folgende Mitglieder des 
Netzwerks hinzuweisen: Wiener Netzwerk Demokratiekultur 
und Prävention, Kinder- und Jugendanwaltschaften Öster-
reichs (KIJA), Bundesweites Netzwerk Offene Jugendarbeit 
(BOJA)/Beratungsstelle Extremismus, Dokumentations-
archiv des österreichischen Widerstandes (DÖW), Verein 
DERAD – Netzwerk sozialer Zusammenhalt, Verein Frauen 
ohne Grenzen, Verein NEUSTART, Verein Wiener Jugend-
zentren (Vortrag an den Ministerrat 2020a).
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über dem demokratischen Rechtsstaat“ (ebd.: 15) durch 
alle Formen hingewiesen. „Prävention“ wird definiert 
als „Konzipierung von Strategien und Maßnahmen, die 
zum Ziel haben, das Risiko von Radikalisierung und 
Extremismus einzudämmen“ (ebd.: 22). Unterschieden 
wird in primäre oder universelle Prävention, die die 
gesamte Gesellschaft adressiert und sich an keine spe-
zifische Zielgruppe richtet; in sekundäre Prävention, 
die Personen fokussiert, „die gefährdet sind, sich zu 
radikalisieren, und im Umfeld von Personen stehen, 
die bereits erste Anzeichen für eine individuelle Ent-
wicklung hin zu Radikalisierung zeigen“ (ebd.), und in 
tertiäre Prävention, die jene adressiert, „die schon straf-
rechtlich relevante Handlungen gesetzt haben und bei 
denen ein Rückfall in extremistische Handlungsmuster 
verhindert werden soll“ (ebd.). „Deradikalisierung“ – 
neben Prävention die zweite pädagogisch bedeutsame 
Begrifflichkeit – setzt dem Grundlagenpapier folgend 
dort an, wo von einer „sehr weit“ fortgeschrittenen 
Radikalisierung sowie einer Gefährdung von sich selbst 
und/oder anderen Menschen auszugehen ist (ebd.). Als 
„Lösungsmodell“ (ebd.: 14) wird auf einen holistischen, 
gesamtgesellschaftlichen Ansatz verwiesen. Dessen 
„Wirksamkeit hängt wesentlich davon ab, wie und in 
welchem Ausmaß es gelingt, öffentliche und zivilge-
sellschaftliche Einrichtungen und Organisationen zu 
vernetzen und dauerhafte, verbindliche und zielorien-
tierte Kooperationsbündnisse zu etablieren. Die Not-
wendigkeit dazu besteht auf allen Handlungsebenen, in 
Kommunen und Regionen ebenso wie auf Landes- und 
Bundesebene.“ (ebd.: 14f.) Bezüglich etwaiger päd-
agogischer Maßnahmen wird u. a. auf „Strafvollzug 
und Resozialisierung“ (ebd.: 26), „politische Bildung“ 
(ebd.: 31), „elementarpädagogische Einrichtungen“, 
teilnehmer*innenorientierte Formate für Erwachsene 
(ebd.: 32), „außerschulische Jugendarbeit“ (ebd.: 41), 
„Wissenschaft und Forschung“ (ebd.: 49), „Internet 
und Medien“ (ebd.: 52) oder auch „Organisationen 
der Gemeinde“ (ebd.: 37) hingewiesen. Die DSN ortet 
Extremismusprävention zudem „auch in der Verant-
wortung jeder Bürgerin und jedes Bürgers“ (Bundes-
ministerium für Inneres. Direktion Staatsschutz und 
Nachrichtendienst 2023: 86). Extremismusprävention 
soll demnach idealtypisch immer und überall sowie 
von allen Bürger*innen ausgehend stattfinden.

Zu einer Vervielfachung extremismuspräventiver 
Bemühungen führten die islamistischen Terroran-
schläge am 2.11.2020 in Wien mit vier Todesopfern und 
23 Verletzten (O. A. 2020): Ausgehend von einem Minis-
terratsbeschluss basierend auf einem Vortrag an den 

Ministerrat (2020b) am 16.12.2020 wurden unter dem 
Begriff „Strategische Extremismusprävention“ zusätz-
lich zu dem bereits bestehenden Angebot 8 Millionen 
Euro für Maßnahmen bereitgestellt. Die Schwerpunkte 
sollten „in allen sozialen Bereichen liegen, insbeson-
dere im Bildungswesen“ (ebd.) sowie im „Ausbau von 
Anlaufstellen und niederschwelligen Beratungsange-
boten für Angehörige, die Radikalisierungstendenzen 
wahrnehmen, jedoch davor zurückschrecken, Behör-
den und andere Stellen zu informieren“ (ebd.).

Um noch ein weiteres Beispiel für Förderungen 
anzuführen, kann auf nationale und europäische Mittel 
aus dem Asyl-, Migrations-, und Integrationsfonds 
(AMIF) hingewiesen werden. Im Jahr 2024 sind es 
knapp 4 Millionen Euro, die für 26 Projekte im Rahmen 
des Integrationsförderschwerpunktes „Prävention von 
Extremismus und Segregation“ zur Verfügung gestellt 
werden. (Bundeskanzleramt o.J.)

3 Aktivitäten und Maßnahmen

Hinsichtlich eines Einblicks in das durch die Aktivitä-
ten staatlicher und zivilgesellschaftlicher Einrichtun-
gen sowie deren Zusammenarbeit gekennzeichnete 
Feld möchte ich auf eine Aufstellung von Verena Fabris 
(2019: 65ff.) hinweisen. Sie skizziert sechs Aktivitäten- 
und Maßnahmen(bereiche) zum Thema „Extremis-
mus“:

• Workshops in Schulen, die durch das Bildungs-
ministerium 2015/2016 und 2017/2018 (sowie erneut ab 
2022 [OeAD o. J.a]) zur Verfügung gestellt und u. a. 
von NGOs durchgeführt wurden (bzw. werden).

• Deradikalisierung im Strafvollzug, etwa die 
im Sommer 2015 gegründete und sich aus Führungs-
kräften im Strafvollzug zusammensetzende Taskforce 
„De-Radikalisierung im Strafvollzug“ oder die seit 
2016 bestehende Kooperation des Justizministeriums 
mit dem Ende 2015 neu gegründeten Verein DERAD – 
Netzwerk sozialer Zusammenhalt, der mit Verurteilten 
und Inhaftierten arbeitet sowie Fortbildungen anbie-
tet. 3

3 DERAD ist u. a. „für die Betreuung von Inhaftier-
ten im Bereich der Extremismus-Prävention zuständig, sowie 
für die Nachbetreuung von einschlägig verurteilten Personen, 
sowie für Bildungsmaßnahmen für die Justizwachebeamten/
innen im Bereich Extremismusprävention“. Der Fokus liegt 
auf religiös begründetem „politischen Extremismus“ sowie 
anderen „Formen des politischen Extremismus und Terroris-
mus“ (DERAD o. J.).
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• Meldestellen des Innenministeriums – z. B. 
die Meldestelle NS-Wiederbetätigung (mit jüngerem 
Entstehungszeitpunkt ist zudem die Meldestelle Extre-
mismus und Terrorismus anzuführen).

• Beratungsstellen, wobei besonders auf die 
2014 gegründete, beim bundesweiten Netzwerk Offene 
Jugendarbeit (bOJA) angesiedelte und vom Bundes-
kanzleramt – Sektion Familie und Jugend finanzierte 
Beratungsstelle Extremismus hingewiesen wird, die als 
„bundesweite Anlaufstelle für radikalisierte Personen, 
Angehörige und Multiplikator_innen“ (Fabris 2019: 
66) dient und eine „kostenfreie Helpline, persönliche 
Beratungsgespräche, Fachberatungen sowie Fort- und 
Weiterbildungen“ (ebd.) anbietet. 4

• Das von der Organisation Frauen ohne Gren-
zen (Women without borders) konzipierte Projekt 
Mütterschulen gegen Extremismus, das Mütter adres-
siert, damit diese „eine Radikalisierung früh erkennen 
und dagegen angehen können“ (ebd.).

• Bundesländer-Netzwerke, wie u. a. das sich ab 
2014 organisierende Wiener Netzwerk Demokratiekul-
tur und Prävention (WNED), das die Expertise von 
„für die Betreuung, Beratung und Bildung von Kin-
dern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen“ (ebd.) 
zuständigen und sich mit „gruppenbezogenen Abwer-
tungsideologien und antidemokratischen Haltungen“ 
(ebd.: 67) auseinandersetzenden Einrichtungen der 
Stadt Wien bündelt. 

In Ergänzung zu den angeführten Aktivitäten und 
Maßnahmen und mit dem Hinweis, dass, wie in 
Deutschland (Lützinger et al. 2020: 599), der Zuwachs 
an Projekten und Initiativen die Wahrung eines Über-
blicks erschwert, möchte ich paradigmatisch weitere 
Beispiele anführen:

• (Zusätzliche) Angebote der Sicherheits-
behörden (bzw. der DSN) wie Präventionsgipfel 
oder die ab 2023 standardisierte Ausbildung von 
Präventionsbeamt*innen, die im schulischen Kontext, 
in Vereinen oder auch im Rahmen staatlicher Einrich-
tungen zum Einsatz kommen (Bundesministerium für 
Inneres. Direktion Staatsschutz und Nachrichtendienst 
2023: 85, 88; Marchart 2023)

• Onlineangebote, etwa des 2017 gegründeten 
Online-Streetwork betreibenden Vereins turn – Verein 
für Gewalt- und Extremismusprävention, das von der 
Beratungsstelle Extremismus mitentwickelte Online-

4 Verena Fabris leitet seit Dezember 2014 die Bera-
tungsstelle Extremismus.

Archiv „extremismus.info“ oder die Webplattform 
„AUFWERTEN“, die vom österreichischen Sicher-
heitsforschungs-Förderprogramm KIRAS unterstützt, 
im Rahmen des Projekts AWID entstand (AWID o. J.).

• Wissenschaftliche Begleitmaßnahmen in Lehre 
und/oder Forschung, u. a. des Instituts für angewandte 
Rechts- und Kriminalsoziologie (IRKS) der Universi-
tät Innsbruck, des 2021 initiierten Research Clusters 
Counter-Terrorism, CVE & Intelligence am Depart-
ment für Rechtswissenschaften und Internationale 
Beziehungen der Donau-Universität Krems oder des 
2018 als Verein gegründeten Europäischen Instituts 
für Terrorismusbekämpfung und Konfliktprävention 
(EICTP).

• Internationale Netzwerke, wie das seit 2011 
bestehende, von der Europäischen Kommission finan-
zierte und europaweit Praktiker*innen zusammenfüh-
rende Radicalisation Awareness Network (RAN). 5

• (Weitere) Angebote von Einrichtungen, die 
nicht primär extremismuspräventiv (bzw. sicherheits-
politisch) tätig sind: Aus Perspektive der Fragestellung 
dieses Beitrags ist diesbezüglich – neben dem Integra-
tionsbereich – besonders auf (weiter unten skizzierte) 
Aktivitäten von Organisationen hinzuweisen, die 
aus der Bildungsarbeit kommend, zunehmend auch 
extremismuspräventiv agieren (z. B.: NGOs, die die 
angeführten Schulworkshops durchführen, oder Ein-
richtungen, die aufgrund von erhaltenen Fördermit-
teln in dem Bereich neu aktiv werden). Zudem kann 
etwa die bei der Islamischen Glaubensgemeinschaft in 
Österreich – IGGÖ angesiedelte Kontaktstelle für Ext-
remismusprävention und Deradikalisierung angeführt 
werden

Angesichts dieser zahlreichen, seit Mitte der 
2010er-Jahre stetig anwachsenden Aktivitäten und 
Maßnahmen drängt sich die Frage auf, warum ext-
remismuspräventiven (im Gegensatz zu politisch 
bildenden) Herangehensweisen eine dermaßen 
umfassende finanzielle Förderung und Ausweitung 
zugutekommt. Dass qua Extremismusansatz die ver-
meintliche Mitte des politischen Spektrums entlastet 
wird, indem etwa Fragen nach einer Verbindung 
mit Faschisierungsprozessen ausgeblendet bleiben 
(Keil 2020: 46), und sie deshalb ein Interesse an der 
Verbreitung entsprechender Betrachtungsweise hat, 
möchte ich an dieser Stelle als unstrittige Antwort 

5 Ausführungen zu weiteren länderübergreifenden 
Netzwerken finden sich bei Lützinger et al. (2020: 620ff.).
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voraussetzen. 6  Aber wie steht es mit pädagogischen 
Implikationen? Wird extremismuspräventiven Maß-
nahmen mehr Wirkung attestiert? Meine Annahme 
ist, dass Antwortmöglichkeiten in einer Betrachtung 
handlungslogischer Unterschiede von Prävention und 
(politischer) Bildung zu finden sind und sich damit 
einhergehend die These einer schleichend vonstatten-
gehenden Marginalisierung von Bildung qua Zunahme 
präventiver Herangehensweisen begründen lässt. 

4 Prävention und (politische) Bildung – notwendige 
Klärungen

 
Für Ulrich Bröckling (2012: 93f.) ist Prävention die 
„dominante Ratio, unter der zeitgenössische Gesell-
schaften ihr Verhältnis zur Zukunft verhandeln und 
organisieren. Gekennzeichnet ist dieses Verhältnis 
zur Zukunft durch einen aktivistischen Negativismus: 
Nicht Fortschritt zum Besseren, sondern Vermeidung 
künftiger Übel bildet die Stoßrichtung vorbeugender 
Anstrengungen. Prävention will nichts schaffen, sie will 
verhindern. Die Zukunft, die sie antizipiert, um ihre 
Aktivitäten zu begründen, erscheint stets finsterer als 
die Gegenwart, der Verzicht auf Vorbeugung bedrohli-
cher als deren mögliche Effekte.“ Eine solche, stets im 
Kontext eines wie auch immer gearteten Sicherheits-
versprechens stehende Verhinderungslogik befindet 
sich in Widerspruch zur Ausgangsoffenheit von Bil-
dung (Greuel 2022: 308; Höhne 2022: 84). Keineswegs 
verdeutlicht sich dieser Widerspruch ausschließlich in 
einem spezifischen pädagogischen Bereich. Vielmehr 
kann er als grundlegend markiert werden, der überall 
dort offensichtlich wird, wo die beiden Logiken aufei-
nandertreffen.

Im Kontext politischer Bildung äußert sich Aus-
gangsoffenheit idealtypisch subjektorientiert als eine 
Form eigenständiger Urteilsfindung 7 (Bundesministe-
rium für Bildung und Frauen 2015b: 4; Haselwanter 2022: 
35; Höhne 2022: 86). Ein Gelingen von Bildung ist dem-
nach auch dann möglich, wenn Lernende – mit denen 
im Sinne einer positiven Adressat*innenkonstruktion 
auf Augenhöhe kommuniziert wird (Höhne 2022: 
86) – zu dem Urteil gelangen, Inhalte nicht anneh-

6 Historisch ist diesbezüglich in Österreich nicht nur 
auf den Nationalsozialismus (1938–45) hinzuweisen, sondern 
gleichermaßen auf den Austrofaschismus (1933–38).

7 „Aus ideologiekritischer Perspektive ist die Eigen-
ständigkeit einer Urteilsfindung stets im Kontext jeweils vor-
herrschender gesellschaftlicher Verhältnisse zu reflektieren 
und dahingehend zu relativieren.“ (Haselwanter 2022: 38)

men zu wollen; aus der Perspektive Lehrender kann 
dies als „Scheitern“ erscheinen. Ausgangsoffenheit 
ist jedoch keineswegs auf das Pädagogische reduzier-
bar, sondern verdeutlicht sich gleichermaßen in der 
Frage nach der politischen Zielsetzung. So verweisen 
Marlon Barbehön und Alexander Wohnig (2022a: 13) 
auf eine „Widersprüchlichkeit, die der Bedeutung von 
politischer Bildung für die Demokratie strukturell ein-
geschrieben ist: Politische Bildung ist immer zugleich 
auf die Bewahrung von Bestehendem und die Ermög-
lichung von Neuem gerichtet, immer zugleich Schlie-
ßung gegenüber Bedrohungen und Öffnung gegenüber 
Potenzialität, immer zugleich Affirmation und Subver-
sion […].“ Ein Blick in den „83. Erlaß: Staatsbürgerli-
che Erziehung“ vom 6. Juli 1949 (Bundesministerium 
für Unterricht 1949) verweist auf eine historische Vor-
rangstellung affirmativer Elemente, die gleichermaßen 
als Beispiel für Anschlussmöglichkeiten extremismus-
präventiver Herangehensweisen interpretierbar sind. 
Anhand des aktuell gültigen „Unterrichtsprinzips 
Politische Bildung. Grundsatzerlass“ vom 22.6.2015 
(Bundesministerium für Bildung und Frauen 2015b) 
verdeutlicht sich demgegenüber das angeführte Span-
nungsverhältnis. Auch wissenschaftlich unterliegt die 
Frage über den Auftrag und die Zielsetzungen poli-
tischer Bildung kontroversen Diskussionen (Lösch/
Thimmel 2011; Pohl 2015). Unstrittig ist hingegen der 
normative Bezug auf die Menschenrechte.

Der pädagogische und auch der politische 
Anspruch von Prävention – bzw. von Extremismus-
prävention, um den politischen Gehalt zu betonen – ist 
friktionsfrei und geschlossen. Er verbleibt im Kontext 
der Affirmation der bestehenden Ordnung (Haselwan-
ter i. E.) und gilt als gelungen, wenn die adressierten 
Objekte – qua der dafür notwendigen Hierarchie 
zwischen Lehrenden und Lernenden (Greuel 2022: 
308) – vorgegebene Inhalte übernommen haben. Eine 
Nichtübernahme von Inhalten gilt folglich als Schei-
tern. Eine eigenständige Urteilsfindung ist entspre-
chend der „Erziehungslogik, die Prävention strukturell 
kennzeichnet“ (Höhne 2022: 89), nicht vorgesehen. 8  
Die Unberechenbarkeit einer ausgangsoffenen (und 
einer idealtypisch auf symmetrischen Beziehungen 
basierenden) Handlungslogik erscheint aus präventiver 

8 Ein Zurückstellen der Befähigung zu Urteils- und 
Handlungsfähigkeit macht Wohnig (2018, zitiert nach Barbe-
hön/Wohnig 2022b: 175) „zumindest teilweise“ auch in Argu-
mentationen von Konzepten des Demokratie-Lernens, des 
Service-Learnings oder Bildung für nachhaltige Entwicklung 
(BNE) aus.
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Perspektive vielmehr als Gefahr. Gemäß präventiver 
Logik erschwert Ausgangsoffenheit das antizipierende 
Abwenden von als negativ ausgemachten Entwick-
lungen und muss – im Sinne der Notwendigkeit einer 
Marginalisierung von Bildung – verhindert werden.

Zentraler Referenzpunkt eines solchen Vorgehens 
ist eine negative Konzeption der Adressat*innen; sie 
werden (auch im Rahmen primärer Prävention) als 
potenzielle Gefährder*innen betrachtet (Gill/Achour 
2019: 32f.). 9 

5 Auswirkungen auf die politische Bildung

Ausgehend von den skizzierten Unterschieden wird 
nun in vier Schritten nach Auswirkungen der Zunahme 
extremismuspräventiver Herangehensweisen auf 
politische Bildung gefragt.

(1) Die einer ausgangsoffenen Handlungslogik entge-
genstehende „fraglose Plausibilität“ (Bröckling 2012: 
93), d. h. das Versprechen präventiver Semantiken und 
Handlungsmuster, „extremistische“ Entwicklungen 
verhindern zu können, hat dazu geführt, dass sich 
in Österreich in wenigen Jahren – politisch gewollt 
und unterstützt – die Anzahl der Maßnahmen und 
Angebote der Extremismusprävention vervielfachte. 
Die Expansivität von Extremismusprävention ist qua 
Strategiepapier festgeschrieben und bedeutet eine 
unweigerliche Verdrängung ausgangsoffener Heran-
gehensweisen in sämtlichen pädagogischen Bereichen, 
in die präventive Logik eindringt. Die ursprünglich 
bei Fragen pädagogischen Agierens in Bezug auf als 
extrem ausgemachte Entwicklungen noch vermehrt 
adressierte politische Bildung verliert diesbezüglich 
an Bedeutung – etwa im Konflikt um Ressourcen 
oder auch hinsichtlich der Relevanz ihrer pädagogi-
schen Methoden sowie ihres politischen Anspruchs. 10  

9  Milbradt et al. (2019: 157) verweisen mit Blick auf 
die Handlungspraxis darauf, dass die idealtypisch-hand-
lungslogische Differenzierung „zwischen Bildungsarbeit und 
Radikalisierungsprävention meist nicht mehr so stringent 
aufrechterhalten [werden kann], denn es bestehen fließende 
Übergänge zwischen bildender und präventiver Arbeit“.

10 Im Zuge öffentlicher Diskussionen nach den isla-
mistischen Terroranschlägen auf die Redaktion der fran-
zösischen Satirezeitschrift „Charlie Hebdo“ am 7.1.2015 und 
mit Verweis auf die Problematik einer Radikalisierung von 
Schüler*innen forderte der damalige österreichische Bundes-
minister für Europa, Integration und Äußeres, Sebastian Kurz 
(ÖVP), „die Einführung des Pflichtfachs Politische Bildung 
ab der fünften Schulstufe“. Aufgrund fehlender finanzieller 

Dies nicht zuletzt auch, da politische Bildung aufgrund 
der Wesentlichkeit selbstständiger Urteilsfindung und 
unabhängig davon, ob sie in der Schule, der Erwach-
senenbildung oder der Jugendarbeit stattfindet, keine 
kurzfristigen Lösungen vergleichbar einer Feuerwehr 
(Bredl/Lange 2022: 193) versprechen kann. Vielmehr 
benötigt sie „Möglichkeiten und Räume für eine syste-
matische, tiefgründige und daher langfristig angelegte 
Auseinandersetzung mit gesellschaftlich-politischen 
Strukturen und Entwicklungen“ (Krösche/Stornig 2022: 
136). Extremismuspräventive Logik stellt demgegen-
über zeitnahe, mit weniger Kosten verbundene und auf 
klaren Hierarchien basierende Erfolge in Aussicht. Ein 
Gelingen von Prävention lässt sich aber, wie in jedem 
erzieherischen Prozess (Vogel 2019: 74), nicht garantie-
ren. „Die Frage nach der Wirksamkeit von Prävention 
ist bisher kaum zu beantworten […]“ (Lützinger et al. 
2020: 614). In der „Österreichischen Strategie Extre-
mismusprävention und Deradikalisierung“ wird von 
einem „Dilemma der Nicht-Messbarkeit erfolgreicher 
Prävention“ (Bundesweites Netzwerk Extremismusprä-
vention und Deradikalisierung o. J.: 50) ausgegangen.

(2) Die Tendenz einer Marginalisierung von Bildung 
qua Zunahme präventiver Herangehensweisen bedeu-
tet jedoch nicht notwendigerweise, dass politische 
Bildung gänzlich zum Verschwinden gebracht werden 
soll bzw. kann. So zeigt sich Marginalisierung gleicher-
maßen in einer extremismuspräventiven Rahmung poli-
tischer Bildung – gewissermaßen einer Kolonisierung 
des Feldes. Am Beispiel der „Österreichischen Strategie 
Extremismusprävention und Deradikalisierung“ ver-
deutlicht sich diese Fokussierung darin, dass politische 
Bildung in dem Papier unter der Überschrift „Demo-
kratieförderung als Garant für Extremismuspräven-
tion“ (ebd.: 30ff.) verhandelt wird. 11  

Konkret heißt es dort: „Politischer Bildung kommt 
für die Demokratieförderung, insbesondere in den 
Schulen, eine besonders hohe Bedeutung zu, da hierbei 

Mittel zeigte sich Bildungsministerin Gabriele Heinisch-
Hosek (SPÖ) jedoch zögerlich und eine Einführung blieb 
aus (Neuhauser/Schmidth-Vierthaler 2015). Bis heute exis-
tiert politische Bildung lediglich in den Berufsschulen als 
eigenständiges Fach (Lauß/Schmid-Heher 2017: 97). Selbst 
in seiner Zeit als Bundeskanzler (2017–2019 und 2020–2021) 
setzte Kurz seine Forderung aus dem Jahr 2015 nicht um.

11 Lediglich in Bezug auf die Relevanz kontinuier-
licher Weiterbildung von Pädagog*innen wird politische 
Bildung auch an anderer Stelle erwähnt. (Bundesweites Netz-
werk Extremismusprävention und Deradikalisierung o. J.: 42)
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die Grundlagen eines demokratischen Verständnisses 
gebildet werden“ (ebd.: 31). Die extremismuspräventive 
Rahmung zeigt sich, indem die zu fördernde Demo-
kratie im Sinne ihres präventiven Schutzes als „wider-
standsfähige Demokratie“ (ebd. 31) festgeschrieben 
und die Freiheit individueller Urteilsfindung lediglich 
in den Grenzen des gesetzten demokratischen Ver-
ständnisses ermöglicht wird. Urteilsvermögen und 
kritisches Denken sind „gegenüber demokratiefeind-
lichen Bewegungen unter Jugendlichen – ebenso wie 
unter Erwachsenen“ (ebd.: 32) zu stärken. Die Intention 
einer kritischen Reflexion von Demokratie selbst findet 
sich nicht. 12  Sowohl der politische als auch der pädago-
gische Ausgang sind damit (gleichermaßen aus dieser 
Perspektive) als geschlossen zu interpretieren. Ausge-
hend von der Betrachtung des politischen Feldes im 
Sinne des Extremismusansatzes und damit unter der 
Vorgabe einer als integer markierten politischen Mitte 
wird politische Bildung auf eine spezifische Spielart 
demokratischer Pädagogik reduziert. Formulierungen 
in Bezug auf die außerschulische Bildungsarbeit „vor 
dem Eintritt in die Schule“ als auch „in teilnehmero-
rientierten Formaten im Erwachsenenalter“ lassen 
zudem offen, ob hier „Demokratieförderung“ bzw. die 
Vermittlung von „Demokratie als Staats- und Lebens-
form“ den Begriff der politischen Bildung ersetzen 
sollen (ebd.: 32).

In Anbetracht der Gefahr eines Wiedererstarkens 
nazistischen Gedankenguts hat der deutsche Sozial-
philosoph Max „Horkheimer 1950 in seiner Rede auf 
der Königsteiner Konferenz zur Einführung der poli-
tischen Wissenschaft an den Universitäten“ (Albrecht 
1999: 392) die Problematik einer politischen Pädagogik 
beschrieben, die auf Anpassung abzielt: „,Nicht nur 
darauf kommt es an, mit dem Staate übereinzustim-
men, sondern auch darauf, daß wir den Menschen dazu 
erziehen, daß er in der Lage ist, dem Staate Widerstand 

12 Im Vergleich dazu heißt es im „Unterrichtsprin-
zip Politische Bildung. Grundsatzerlass 2015“ (Bundesmi-
nisterium für Bildung und Frauen 2015b: 2): „Politische 
Bildung befähigt dazu, gesellschaftliche Strukturen, Macht-
verhältnisse und mögliche Weiterentwicklungspotentiale zu 
erkennen und die dahinter stehenden Interessen und Wert-
vorstellungen zu prüfen sowie im Hinblick auf eigene Auf-
fassungen zu bewerten und allenfalls zu verändern.“ Und 
im Grundsatzpapier der Österreichischen Gesellschaft für 
politische Bildung (ÖGPB o. J.), der wohl bedeutendsten 
Organisation politischer Erwachsenenbildung in Österreich, 
wird darauf hingewiesen, dass politische Bildung einerseits 
die Demokratie stärken soll, „aber andererseits kein Stabili-
sierungsfaktor des Bestehenden sein“ darf.

zu leisten, wenn es sein muß.‘“ (Horkheimer, zitiert 
nach ebd.)

(3) Die Situation in Deutschland beschreibend, ver-
weist Benedikt Widmaier (2022: 14) auf die Relevanz 
gut ausgestatteter staatlicher Förderprogramme für die 
Ausbildung „eines Arbeitsfelds unter der Überschrift 
,extremismuspräventive Demokratieförderung‘“. 13 

Zwar in geringerem Ausmaß und zeitverzögert – 
aber auch in Österreich sind Ansätze vergleichbarer 
Programmausschreibungen erkennbar, die ihrerseits 
auf notorisch-unterfinanzierte Anbieter*innen treffen, 
was staatlichen Steuerungsintentionen qua Förderun-
gen entgegenkommt. 

Problematisierend spricht Julika Bürgin (2021: 64) 
von „Projektismus“, der an den von Fördergeber*innen 
bestimmten Kriterien orientiert ist und weniger an der 
jeweiligen Expertise, an drängenden Themen oder den 
Interessen von Adressat*innen. Daraus ergeben sich, 
den Ausschreibungen entsprechende, Schwerpunkt-
setzungen von Einrichtungen, wobei Divergenzen 
zwischen programmatischer Absicht und pädagogi-
scher Umsetzung keineswegs auszuschließen sind. 
Paradigmatisch für programmsteuernde Maßnahmen 
kann u. a. auf das auf den Ministerratsvortrag „Stra-
tegische Extremismusprävention“ vom 16.12.2020 
resultierende Förderausschreiben hingewiesen werden. 
Zwei darauf basierende und über das Bundesministe-
rium für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport 
(2023) finanzierte Projekte sind die Schaffung einer 
österreichweiten, vornehmlich außerschulisch agieren-
den Anlaufstelle zur Extremismusprävention im Sport 
„fairplay prevention“ (angesiedelt im Vienna Institute 
for International Dialogue and Cooperation [VIDC]) 
und das auf Schüler*innen, Jugendgruppen, Mitglieder 
in Sportvereinen und Fußballfans abzielende Projekt 
„Lernkurve Stadion“ des Österreichischen Fußball-
Bundes (ÖFB) (Haselwanter i. E.).

Auf demselben Ministerratsvortrag basiert die 
Initiative „Extremismusprävention macht Schule“ des 
Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und 
Forschung. Mit der Zielsetzung, 3.000 Workshops 
innerhalb von drei Jahren durchzuführen, wurden 

13 „Förderprogramme erschaffen ihren Gegenstand. 
Durch die Förderung von Projekten gegen Extremismus ent-
stehen Projekte gegen Extremismus, dann Netzwerke gegen 
Extremismus, Tagungen zu Projekten und Netzwerken gegen 
Extremismus, Evaluationen von Projekten, Netzwerken und 
Tagungen gegen Extremismus, wissenschaftliche Begleitun-
gen und natürlich Publikationen.“ (Bürgin 2021: 144)
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externe Expert*innen dazu aufgerufen, Workshop-
Konzepte einzureichen. Ab 4.4.2022 konnten Lehr-
personen dann aus unterschiedlichen Angeboten im 
Umfang von drei bis vier Unterrichtseinheiten auswäh-
len und diese kostenlos ordern (Bundesministerium 
für Bildung, Wissenschaft und Forschung 2021; OeAD 
o. J.a).

Die mit extremismuspräventiven Herangehens-
weisen verbundene Marginalisierung von Bildung lässt 
sich hier anhand von zumindest drei Ebenen verdeutli-
chen: erstens, indem im Kontext der Schule präventive 
Angebote zur Durchführung gelangen und dadurch 
vermehrt entsprechende Perspektiven Eingang finden, 
was bis zur Nachbearbeitung der Workshops durch 
Lehrpersonen oder zum informellen Austausch zwi-
schen Schüler*innen reichen kann; zweitens, da die 
Workshops neben extremismuspräventiven Einrich-
tungen (z. B.: DERAD, turn oder prevɘnt – Radika-
lisierungs- und Extremismusprävention) auch von 
Organisationen, die der politischen Bildung zuzurech-
nen sind, angeboten werden (z. B.: dem Demokratie-
zentrum Wien, Zentrum polis – Politik lernen in der 
Schule, Museum Arbeitswelt Steyr oder Sapere Aude – 
Verein zur Förderung der Politischen Bildung) (OeAD 
o. J.b). Qua Förderprogrammen werden damit extre-
mismuspräventive Rahmungen auch von Einrichtun-
gen politischer Bildung übernommen und finden dort 
Verbreitung, wo sie zuvor wenig oder gar nicht präsent 
waren. Drittens verdeutlicht ein Vergleich mit einem 
ähnlichen, von März bis Oktober 2015 durchgeführten 
Maßnahmenprogramm (den „Workshops zur Präven-
tionsarbeit in den Schulen“), dass im damaligen Erlass 
zu den Workshops noch titelgebend von „Bildung für 
De-Radikalisierung“ gesprochen wurde, hingegen in 
Bezug auf das 2022 beginnende Angebot dem Bildungs-
begriff kein vergleichbar prominenter Gebrauch mehr 
zugestanden wird (Bundesministerium für Bildung 
und Frauen 2015a; Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung 2021, 2022; Zentrum Polis 
o. J.b). Zudem war 2015 das Zentrum polis, die zent-
rale Serviceeinrichtung für die schulische politische 
Bildung in Österreich, für die Koordination zuständig 14  
(Bundesministerium für Bildung und Frauen 2015a). 
Für die organisatorische und technische Umsetzung 

14 „Öffentliche Träger wie etwa die Bundeszentrale 
für politische Bildung (bpb) in Deutschland fehlen in Öster-
reich. Eine ähnliche Funktion [in Bezug auf die Schulen] 
besitzt das Zentrum polis, das als selbst organisierte Initiative 
auf vertraglicher Basis für das Bildungsministerium arbeitet.“ 
(Hellmuth 2022: 569; Hervorh. im Original)

der ab April 2022 durchgeführten Workshops ist die 
OeAD – Agentur für Bildung und Internationalisie-
rung verantwortlich. Die Auswahl und Prüfung der 
Angebote erfolgen durch Expert*innen des IRKS und 
durch die Beratungsstelle Extremismus, zwei Organi-
sationen, die dem Feld der Extremismusprävention 
zuzurechnen sind. (OeAD o. J.a) 

(4) In Bezug auf pädagogische Einrichtungen lassen 
sich drei Tendenzen feststellen: erstens eine ab Mitte 
der 2010er-Jahre zunehmende Gründung von Orga-
nisationen (und diesen entstammenden Projekten), 
die per se (und zuweilen in direkter Konkurrenz zu 
Einrichtungen politischer Bildung) in das Feld der 
Extremismusprävention einzureihen sind – Bildung ist 
hier grundsätzlich von nachgereihter Relevanz, präven-
tive Herangehensweisen befinden sich im Mittelpunkt; 
zweitens ist – mit vergleichbaren Auswirkungen – auf 
ein Anwachsen extremismuspräventiver Angebote 
der Sicherheitsbehörden hinzuweisen, was zudem die 
Frage aufwirft, inwiefern es Aufgabe der Sicherheits-
behörden ist, derart pädagogisch tätig zu werden; drit-
tens ist ein stärker werdendes extremismuspräventives 
Aktiv-Werden von eigentlich bzw. ursprünglich u.a. in 
der Bildungsarbeit aktiven Einrichtungen feststellbar. 
Dies wohl primär, um entsprechende Fördermittel 
zu lukrieren und den Erhalt des eigenen Betriebs zu 
sichern – ein direktes Verdrängen bildender Herange-
hensweisen ist hier konstatierbar.  15

Am Beispiel von Zentrum polis zeigt sich zudem, 
inwiefern der Extremismusbegriff nicht nur Eingang in 
Lehrpläne (Lehrplan der allgemeinbildenden höheren 
Schule: 120; Lehrplan der Mittelschule: 99), sondern 
gleichermaßen in die Tätigkeit von den Unterricht 
unterstützenden Organisationen gefunden hat. So 
heißt es – auch zu verstehen als Beispiel extremismus-
präventiver Rahmung – in einem Dossier mit dem Titel 
„Extremismus und Radikalisierung als Herausforde-
rung für die Politische Bildung“: „Rechtsextremismus, 
Linksextremismus, Islamismus, Antisemitismus – der 

15 Das vom Internal Security Fund – Police der EU 
geförderte Projekt „Rhizome against Polarisation – Gewalt 
und Extremismusprävention von Jugendlichen“ verdeutlicht, 
wie extremismuspräventive Herangehensweisen auch in die 
im Kontext der entwicklungspolitischen Bildungs- und Kam-
pagnenarbeit betreibenden NGO Südwind Eingang gefunden 
haben (Südwind o. J.). Vergleichbar kann, neben sich an den 
Schulworkshops beteiligenden Bildungseinrichtungen, auf 
die beiden Projekte „fairplay prevention“ und „Lernkurve 
Stadion“ hingewiesen werden.
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politische Extremismus stellt Lehrkräfte, nicht nur in 
der Politischen Bildung, vor große Herausforderungen. 
So sind LehrerInnen in ihrem Schulalltag mitunter mit 
rassistischen, dschihadistischen oder anderen extre-
mistischen Einstellungen der Jugendlichen konfron-
tiert. Vermittlung von Sachwissen, Sensibilisierung, 
Aufklärung und Deradikalisierung sind wesentliche 
Elemente der Prävention und ein wichtiger Beitrag zur 
Stärkung demokratischer Kompetenzen junger Men-
schen […].“ (Zentrum polis o. J.a)

6 Abschließende Überlegungen

Resümierend lassen sich dem Begriff nach zwei Ursa-
chen für das Anwachsen extremismuspräventiver 
Herangehensweisen ausmachen: So verweist die Ver-
ankerung des Extremismusansatzes in pädagogischen 
Herangehensweisen auf eine Hegemonie politischer 
Positionen von Parteien der sogenannten Mitte. Und die 
präventive Rahmung resultiert aus einem Überhang 
sicherheitspolitischer Antworten auf Fragen der päda-
gogischen Bearbeitung gesellschaftlicher Probleme; mit 
einer ausgangsoffenen Vorstellung von Bildung haben 
diese jedenfalls nichts zu tun.

Angesichts der in der „Österreichischen Strategie 
Extremismusprävention und Deradikalisierung“ ange-
führten kolonisierenden Tendenzen extremismusprä-
ventiver Herangehensweisen – gesamtgesellschaftlich 
und „auf allen Handlungsebenen“ wirksam zu werden 
(Bundesweites Netzwerk Extremismusprävention und 
Deradikalisierung o. J.: 14f.) – ist eine fortgesetzte Aus-
breitung zu erwarten, die andauernde Verschiebungen 
bedingt: Adressat*innen werden zu Gefährder*innen, 
Reflexionsprozesse auf ein spezifisches Verständnis 
von Demokratie und pädagogische Intentionen auf 
zeitlich knapp bemessene Verhinderung reduziert. 
Demgegenüber ist aus Perspektive politischer Bildung 
hervorzuheben, dass diese mehr beitragen kann als das 
Versprechen einer affirmativ-erzieherischen Verhin-
derung von als negativ ausgemachten Entwicklungen. 
Und dies beinhaltet potenziell auch emanzipatorische 
Reflexionsprozesse, die über den Status Quo hinaus-
reichen, Möglichkeiten einer Kritik am Staat, sofern 
sich dieser antidemokratisch gebärdet, oder radikale 
– also tiefgehende und weitreichende – Auseinander-
setzungen mit politischen, gesellschaftlichen oder öko-
nomischen Zusammenhängen: Herangehensweisen, 
die Extremismusprävention jedenfalls zu verhindern 
versucht.

War für Theodor W. Adorno noch die „Verbreitung 
politischer Bildung […] eins […] mit der Erziehung 
zur Mündigkeit“ (Kadelbach 1971: 9), so geht ein sol-
cher Anspruch durch die Expansivität extremismus-
präventiver Herangehensweisen zunehmend verloren. 
Die Gleichzeitigkeit politischer und pädagogischer 
Schließungen verhindert Möglichkeiten eines dialek-
tischen Sprungs, der in einer Erziehung zur Mündig-
keit noch angelegt war. Unter extremismuspräventiver 
Perspektive geht es um eine Erziehung, der möglichst 
umfassende individuelle und kollektive Mündigkeit 
präventiv verwehrt bleiben soll.
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